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KONRAD MEYER 

Zur Bestimmung räumlicher Ungleichgewichte 

Ein · Hauptanliegen unserer Raumordnung ist die Ver­
ringerung der regionalen Disparitäten, wie sie uns im 
großräumigen Strukturgefälle zwischen wirtschafl:sstarken 
großstädtischen Verdichtungsgebieten und wirtschafts- und 
funktionsschwachen, vornehmlich ländlichen Gebieten ent­
gegentreten. 

Seit ihrem Bestehen haben sich Praxis und Wissenschaft 
der Raumordnung und Landesplanung mit diesem Phäno­
men räumlicher Ungleichgewichte beschäftigt. Wenn es auch 
erst in den Nachkriegsjahren zu räumlich und aufgaben­
mäßig fest umrissenen, für alle Verwaltungszweige bin­
,denden Plänen kam - von einzelnen Vorkriegsansätzen 
sektoraler oder mehr oder weniger lokaler Heilbehand­
lung kann hier abgesehen werden -, konnte jedoch die 
Raumforschung hereits im ersten Jahrzehnt ihres Beste­
hens einen Fundus von Erkenntnissen und Erfahrungswer­
ten erarbeiten, der sich für die politische Konzeption der 
ersten Ordnungsmaßnahmen in der Bundesrepublik sehr 
nützlich erwies. Es kennzeichnet ·den politischen Charaber 
unserer Wissenschaft und den engen wechselseitigen Bezug 
zu den jeweils dringenden Ordnungsaufgaben, wenn in den 
verschiedenen Wegabschnitten die an Zeit und Raum ge­
bundenen wechselnden Aspekte und Schwerpunkte sowohl 
bei der diagnostischen wie therapeutischen Behandlung die­
ses regionalen vielschichtigen Disparitätsproblems Theorie 
und Praxis in gleicher Weise erfüllen. Gerade bei einem 
geschichtlichen Rückblick erscheinen uns dabei Raumfor­
schung und Raumordnungspolitik wechsel~eitig als Gebende 
und zugleich Nehmende, und beide sind zugleich sowohl 
Wegbereiter als auch Wegweiser. 

Die Ermittlung räumlicher Ungleichgewichte und die 
Bestimmung der Größenordnungen sind bis auf den heuti­
gen Tag ein zentrales Problem der Raumforschung geblie­
ben. Ausgehend von den ersten methodischen Erkenntnis­
sen der Vork~iegszeit, hat es mit dem Ausbau der.Regional­
statistik und der Entwicklung der Aufbereitungs- und 
Auswertungsmethoden eine ständige Vertiefung und Kon­
kretisierung erfahren. Und was die Entwicklung des Pro­
blems in seiner zeitlichen Bearbeitung anbetrifft, hat sie 
gewissermaßen die Phasen von These und Antithese durch­
laufen und nähert sich heute dem Reifeabschnitt koordi­
·nierter Betrachtung un,d Synthese. Das Problem begann in 
den Vorkriegsjahren mit. der Erforschung von Wesen und 
Ursache des Zurückbleibens räumlicher Gebiete und der 
Suche nach signifikanten „Notstandsmerkmalen" . Es füllte 
auch die ersten Nachkriegsjahre aus. Dann trat mit dem 
Wirtschaftswachstum bald das polar dazugehörende Groß­
stadt- und Verdichtungsraumproblem hinzu. Heute suchen 

wir vornehmlich nach den Bestimmungsmethoden und der 
richtigen Größe von regionalen Planungsräumen, d. h. von 
Raumeinheiten, in denen Stadt und Land trotz oder auch 
gerade wegen ihrer unterschiedlichen Wirtschafts- und 
Sozialstruktur funktional zusammengehören und einen für 
die wirtschaftlichen, kulturellen und administrativen Le­
bensbeziehungen. dominierenden Mittelpunkt haben bzw. 
benötigen. 

Wenn mit der vorliegenden Nummer der Zeitschrift ihr 
dreißigjähriges Bestehen gewürdigt werden soll, eignet sich 
wohl kein Fragenkomplex besser als der unseres Themas 
dazu, das Fortschreiten und Reifen wissenschaftlicher Er­
kenntnis un,d ihrer AusWLirkungen darzusrellen. Als Be­
gründer und jahrelanger Herausgeber dieser Zeitschrift 
sieht der Verfasser dieses Beitrags darin eine ehrenvolle 
Aufgabe. Wenn wir für die Nachkriegszeit bei diesem 
skizzenhaften überblick im wesentlichen auf Arbeiten der 
'beiden Herausgeber der Zeitschrift, der Akademie für 
Raumforschung und Landesplanung und des heutigen Insti­
tuts für Raumordnung, Bezug nehmen, so liegt das nicht 
allein im Anlaß zu der vorliegenden Doppelausgabe der 
Zeitschrift begründet; es läßt sich auch kaum an anderer 
Stelle im wissenschaftlichen Schrifttum das gestelhe Thema 
so kontinuierlich verfolgen. Wir wollen dabei im wesent­
lichen chronologisch vorgehen und den Stoff in den drei 

• aufgezeigten Teilkomplexen behandeln. 

!. Merkmale und Methoden zur Feststellung ländlicher 
Rückstandsgebiete 

Schon im ersten Band dieser Zeitschrift finden wir meh­
rere Beiträige, die das Problem behandeln [1 und 2] 1. Es 
wird auch versucht, das Wesen solcher Rückstandsgebiete 
auf Mängel ungünstiger Wirtschaftsstruktur zurückzufüh­
ren [2 und 3]. Nach Auffassung Hermanns [4] sind z.B. 
Rückstandsgebiete solche, die 

1. ,,unter der deutschen durchschnittlichen Bevölkerungs­
dichte besiedelt sind; 

2. der verhältnismäßig dünnen B"evölkerung nur eine unter­
durchschnittliche Lebenshaltung abwerfen; 

3. die auf diese Bevölkerung entfallende Volksentwicklung 
nicht zu erhalten und im Raum zu halten und zu be­
schäftigen vermögen; 

4. als Bettler und Wohlfahrtsempfänger über Jahre und 
Jahrzehnte hinweg beim Reich anstehen." 

1 Die Zahlen in [ ] beziehen sich auf das Literaturverzeichnis 
am Schluß des Beitrages. 
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Vorsichtiger drüdu sich im gleichen Jahr G. Müller [5] 
aus. Er betont, daß eine eindeutige Definition nicht zu 
geben ist und daß auch die „subjektive Bedingtheit von 
Notstand bei objektiven Untersuchungen nicht zuläßt, eine 
fest umrissene Grenze zu bestimmen". 

Kennzeichnend für die Bemühungen, die Gebiete der 
Wirtschaftsschwäche räumlich abzugrenzen und mit quanti­
fizierenden Merkmalen zu erfassen, sind die im ersten Zeit­
schriftenjahrgang erschienenen Karten über die Arbeitslosen 
in den Arbeitsamtsbezirken (Stand 1936 ), über die Zahl 
der landwirtschaftlichen Berufszugehörigen je 100 000 DM 
Einheitswert und das veranlagte Einkommen, bezogen auf 
die Gesamtzahl der Haushaltungen in den einzelnen Land­
kreisen (6). In der Karte der Erwerbslosen heben sich da­
mals noch die großstädtischen u1_1d die industriellen Bal­
lungsgebiete im gesamten damaligen Reichsgebiet als un­
günstig heraus. Da das Merkmal „Arbeitslosigkeit" bei der 
Bearbeitung der wirtschafl:sschwachen ländlichen Gebiete 
versagt, wird zum ersten Mal in Ermangelung anderer sta­
tistischer Unterlagen die Zahl der landwirtschaftlichen Be­
rufszugehörigen je 100 000 DM Einheitswert (gewogene 
agrarische Dichte) verwendet. Dabei wird die agrarische 
Übervölkerung in den Mittelgebirgslagen und den ostdeut­
schen Grenzgebieten deutlich sichtbar. Die auf einem Deck­
blatt dargestellten Einkommen je Haushalt zeigen eine 
weitgehende Übereinstimmung mit den Aussagen über die 
gewogene agrarische Dichte. 

Die erste zusammenfassende Darstellung ist 1939 in einem 
als Manuskript gedruckten Zwischenbericht des unter der 
Leitung des Verfassers stehenden Arbeitskreises „Behebung 
der Notstandsgebiete" der damaligen „RAG für Raumfor­
schung" versucht worden. U. Fröse [7], der Hauptsachbear­
beiter dieses Arbeitskreises, definiert die Rückstandszonen 
als „Gebiete, die infolge niedriger naturgegebener oder ge­
samtwirtschaftlicher Zusammenhänge der in ihnen ansässi­
gen Bevölkerung bisher keine ausreichende Lebens- und 
Erwerbsmöglichkeiten zu bieten vermochten". Fröse behan­
delt auch eingehend die Frage der Meßzahlen für die Beur­
teilung ungünstiger Lebensbedingungen und gibt einige 
normative Grenzwerte dafür an. So handelt es sich nach 
seinen Feststellungen, die z. T. ältere Untersuchunßen M.Se­
rings (8] bestätigen, zumeist um Gebiere,deren durchschnitt­
licher Einheitswert je ha LN überwiegend unter 700 RM, 
oft aber unter 500 RM liegt. Die Winterroggenerträge 
sind in zehnjährigem Durchschnitt (1924-1934) ca. 15 dz, 
in ungünstigen Erntejahren erreichen sie kaum 12 dz je ha 
(Reichsdurchschnitt damals 16,4 dz). Auf .dieser schwachen 
Wirtschaftsgrundlage müssen aber meist mehr als 60 Men­
schen je 100 000 DM Einheitswert leben, sehr häufig sogar 
70-80 und mehr (Reichsdurchschnitt damals 40-50). 

Der Zwischenbericht dieses Arbeitskreises bringt auch 
eine erste Karte über die Rückstandsgebiete im Reich; eben­
falls wird die wirtschaftliche Entwicklung von 1800-1930 
darzustellen versucht. Im wesentlichen wird zwischen den 
überwiegend landwirtschaftlichen Rückstandsgebieten des 
Norden und Ostens, d. h. den flachen und hügeligen Morä­
nenlandschaften, und dem Mittelgebirge unterschieden. Beide 
Gebietskategorien bezeichnet Fröse als Grenzproduktions-

gebiete; die Ursachen dafür sind nach seiner Auffassung 
naturgegebene Ungunst (Boden, Klima, Geländegestalt) 
und wirtschaftliche Benachteiligung (Marktferne, Unterver­
sorgung mit volkswirtschaftlichen Grundleistungen, struktu­
relle Mängel der Agrarverfassung, fehlende Arbeitsplätze 
in landnahen Industrien u. a. m.). 

Das regionale Problem unterschiedlicher Wachstumsten­
denzen von Wirtschaft und Wohlstand durch Industriali­
sierung klingt im übrigen auch bereits bei U. Fröse an. Es 
wird aber besonders in einem Aufsatz von G. Schmölders 
(9] angesprochen, der an der Entwicklung der Bevölke­
rungsstruktur und mit Hilfe des Beitragsaufkommens aus 
der Invalidenversicherung, dem Steueraufkommen, den 
Spareinlagen und der Entwicklung des Eisenbahngüterver­
kehrs die „regionalen Unterschiede des deutschen Wirt­
schaftsaufschwungs seit 1933" aufzuzeigen sucht. Ein histo­
risch interessantes Schlaglicht auf die damaligen Verhält­
nisse wirft dabei die Feststellung, daß die Agrargebiete 
infolge realer Kaufkraftstärkung zunächst einen Vorsprung 
vor den industriellen Gebieten zeigen und daß die indu­
striellen Aufschwungzentren, besonders Westfalens und 
Mitteldeutschlands, erst 1935 an die erste Stelle treten. Be­
reits damals wird von Schmölders der Ausbau der Regional­
statistik gefordert. 

Im folgenden Jahr versuchen H. Kasper und Fr. Meyer 
auch die Einkommensstatistik für die Beurteilung der Wohl­
standslage heranzuziehen. Dabei erweisen sich die Kreis­
angaben dieser Statistik als wenig brauchbar, da Notstände • 
und Wohlstandszentren meist nur in kleineren Gebieten 
innerhalb der Kreise auftreten. In der gleichen Untersuchung 
wird auch zur Aussagekraft der Arbeitslosenziffern, der 

, Steuerkraftzahlen, Verbrauchsdaten, Konkursziffern sowie 
der Angaben über die Höhe der Fürsorgelasten, der Ver­
schuldung und der medizinalstatistischen Daten (Säuglings­
sterblichkeit, Rekrutierungsergebnisse, Todesursachen) kri­
tisch Stellung genommen. Sie alle versagen nach Aussage der 
Autoren beim zwischengebietlichen Vergleich, wenn die 
Gebiete strukturell sehr verschieden sind. 

• Aus der Erkenntnis heraus, daß bei der Vielschichtigkeit 
des Problems der Aussagewert eines einzelnen Merkm~ls 
nur beschränkt ist, wird von G. Müller [5] mittels rechne­
rischer Operation und unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Struktur erstmals eine Merkmalskombination vorgenom-· 
men. Die wichtigsten raumstrukturellen Daten, wie Arbeits­
losigkeit, gewogene agrarische Dichte und Erwerbsstruktur, 
werden mit dem Einkommen je Kopf zu einer „Notsrands­
ziffer" vei,einigt. 

So schälen sich in diesen Vorkriegsuntersuchungen als 
Beurteilungsmaßstäbe im wesentlichen folgende statistischen 
Merkmale heraus: Arbeitslosigkeit, Bodenklimazahl bzw. 
Einheitswerte, langjährige Ernteerträge, Einkommenshöhe 
und die verschiedenen Beziehungsgrößen zwischen Bevölke­
rung und Fläche (Bevölkerungsdichte, gewogene agrarische 
Dichte). Sie werden durch einige Spezialuntersuchungen, 
wie z. B. über die der Eisenbahnverkehrsferne und die mit 
ihr korrespondierende Landstraßendichte [ 11], ergänzt 
oder durch laufende Verfolgung verschiedener statistischer 
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Daten wie z. B. über den gewerblichen Beschäftigungsgrad 
vervollständigt. 

über diese hier angeführten Arbeiten, bei denen nach Me­
thoden der Sozialgeographie vornehmlich analytisch be­
schreibend vorgegangen wurde, ist die damalige Raumfor­
schung nicht wesentlich hinausgekommen. Das Phänomen 
des räumlich ungleichen Wirtschaftswachstums wird zwar 
erkannt, aber als ein kausal und funktional zusammenhän­
gendes Ganzes noch nicht behandelt. Das Augenmerk galt 
fast ausschließlich den agrarischen Rückstandsgebieten und 
ihrer geringen, vornehmlich strukturell bedingten Trag­
fähigkeit. 

Von der Erfahrungsgrundlage dieser Vorkriegsuntersu­
chungen wurde ausgegangen, als 1951 das Sanierungspro­
gramm des Bundes verkündet wurde und es zu ersten Hilfs­
maßnahmen für die Notstands- und Grenzgebiete kam. Der 
eigens für die Festlegung der Fördergebiete gebildete inter­
ministerielle Ausschuß für Notstandsgebiete (IMNOS) be­
diente sich dabei im wesentlichen der Merkmale gewogene 
agrarische Dichte (Schwellenwert 80) und Arbeitslosigkeit 
(mindestens 25 je 100 unselbständige Erwerbspersonen). 
Dazu kam in den ersten Jahren als mitbestimmender Faktor 
noch der Grad der Kriegszerstörung (mindestens 30 0/o des 
gesamten landwirtschaftlichen Betriebsvermögens) hinzu. 

In den folgenden Jahren wuride im Prinzip an der Ab­
grenzung dieser sogenannuen Sanierungsgebiete wenig geän­
dert. Im Zuge des Wirtsch-aftswachsuums haben lediglich ,die 
Schwellenwerte der Arbeitslosenquoten (19 statt 25 0/o) eine 
.Änderung erfahren; auch der • Grad ,der Kriegsz,erstörung 
als mitbestimmender Faktor wu11de bereits nach 1953 fallen 
gelassen. Es konnuen aber auch 1Solche Gebiete in ,die Sanie­
rung einbezogen werden, bei ,denen mehrere Notstands­
merkmale, nahezu aber keines vollständ<i.g, erfüllt waren. In 
dem Maße aber, wie das Zonenrandgebiet mit seiner wirt­
schaftlichen Schrumpfung ins Blickfeld rückte, richtete sich 
auch ,das Augenmerk auf ,die Bevölkerungsabwanderung, 

. ohne ,daß allerdings -dieses Merkmal normatiiv bei -der Ab­
grenzung ,der Fö11derg,ebiete Verwendung fan-d. 

In einer viel beachteten Denkschrift hat dann 1954 das 
damalige Institut für Raumforschung [ 12] den Versuch 
gemacht, ,die bisher genannten statistischen Merkmale für 
eine raumwirtschaftliche Analyse sämtlicher Kreise der Bun­
desrepubl,ik heranzuziehen, wobei auch noch ergänzend 
·Merkmale wie Rundfunkgenehmigung, Spareinlagen und 
Motorraddichte Verwendung fanden. Indem entsprechend 
ihrer Aussagekraft die statistischen Daten kombiniert wur­
den, gelangt die Denkschrift zur Einteilung der Kreise in 
vier Stufen, von denen dii,e zu Stufe 1 gehörenden Kreise als 
Aktivräume, ,die der Stiufe 4 mit ,den ungünstigsten Zahlen­
werten als Passivrä,ume hezeichnet wu11den. Mögen diese 
Gruppenwerte der einzelnen Stufen auch heute überholt 
sein, so sollen sie hier doch für die Landkreise wiedergegeben 
werden, da sie ,die räuml,iche Ungleichgewichtigkeit jener 
Zeit und den verschiedenen Aussagewert ,der Merkmale gut 
zum Ausdruck bringen (vgl. übel'ISicht 1). 

Es mag auch nicht unerwähnt bleiben, daß versucht 
wurde, die vom Institut für Konsumforschung in Nürnberg 
aus der V,erknüpfung von Einkommen, Umsatz und Bevöl-

kerungszahl entwickelten Kaufkraftkennziffern auf ihre 
Brauchbarkeit für unsere Zwecke zu prüfen [13]. Da sie 
aber mehr über ,das regiionaJ.e Absatzpotentiial aussagen sol­
len und mit den statistischen Daten für Einkommen korre­
lieren, sind ,di,e Versuche über Ansätze nicht hinausgekom­
men. 

In einer mehr methodischen Unter!ruchung hat 1958 der 
Verfasser [14] auch die bodenbedingte Tragfähigkeit, für 
der,en Berechnung bekanntlich Isenberg [ 15] ein rechneri­
sches Verfahren entwickelt hat, als Kriterium geprüft. Dabei 
zeigte sich zwischen gewogener agrarischer Dichte und die­
sem Merkmal ein strammer Zusammenhang (r = 0,92). Im 
gleichen }ahr bemühte sich auch G. Müller [16] um den 
Ausbau der Methode für die Neuahgrenzung der Förder­
gebi,ete. Denn das bishenige Vorgehen befried.igte nicht, da 
die UnieI1Schiiede in ,der wirtschaftlichen Struktur der Kreise 
sich zu vielgestaltitg erwiiesen, um aufgrurud -der Schwellen­
werte einiger weniger Merkmale typisiert werden zu können. 
Von den Haupumerkmalen .Abwanderungssaldo,. Arbeits­
losenquote, landwirtschaftliche Bevölkerung je 10 000 DM 
Grundbetr,ag der Grundsteuer A und ,der Realsteuer­
kraft je Einwohner ausgehend, wurden verschiedene Merk­
mal&gruppen gebildet, wie z. B. Abwanderungssaldo und 
Flüchtlingsanteil, Arbeitslosenquote und Arbeitnehmeran­
teil, Realsteuerkraft je Einwohner und Strukturtyp ,der 
Kreise. 

Unter besonderem Bezug auf die Möglichkeit einer Agrar­
strukturverbes-serung hat 1960 E. Dittrich [17] eine Karte 
induktiv ermituelter a·gmrischer Problemgebi,ete vorgdegt. 
Diese wurden dahin charaktenisiert: ,,Sie weisen - jeweils 
mehr oder .minder stark - eine von den natürlichen Ver­
hältnissen benachteil,jgre. Landwirtschaft, schwachen Indu­
striebesatz und infolgedessen eine höhere Abwanderung auf. 
Sie sind forner - und ,das ist gewissermaß,en der General­
nenner - steuerschwache Gebiete." Als Meßziffern dienen 
die Abweichungen vom jeweiligen Bundesdurchschnitt; für 
die Beurteil<ung der natürLlchen Ve11hältnisse wurde in be­
so111derer Rechenoperation ein aus Bodenklimazahl und 
Vegetation.sdauer ermittelter „Klima-Boden-Index" zu­
grunde gelegt. 

Einen neuen Wegabschnit,t in den Bemühungen um die 
Bestimmung fö11derungswürdiger Gebiete bedeuret die Ver­
wendung der für die Kr,eise deriivat-iv ermittelten Brutto­
inlandsprodukre als Merkmale der Wertschöpfungsbeträge 
in den einzelnen Wirtschaftsbereichen [18]. Vom intermini­
steriellen Ausschuß in Nordrhein-Westfalen 1960 erarbeitete 
Vorschläge zur Strukturverbesserung förderungswürdiger 
Gebiete in Nordrhein-Wes•tfalen [19] führen z. B. neben 
den bisher bekannten Merkmalen auch das Sozialprodukt 
auf. Dieses wird entsprechend <lern Absuand vom Landes­
durchschnitt vel"Sch.ieden gewichtet. Das Bruttoinlandspro­
dukt je Kopf der Wütschaftsbevölkerung (BIP je WIB), <las 
heißt der im Kreis Beschäfnigten mit ihren Familien, ferner 
die fodustriebeschäfuigten je 1000 Einwohner sowie die 
Waruderµngsbilanz - diese Merkmale sind seit 1963 die 
Kriterien, ,die in Anpassung an ,d,ie aktuellen wirtschaföichen 
Gegebenheiten der Neuaibgrenzung ,der Fördergebiete, jetzt 
Bundesausbaugebiete genannt, dienen [20]. Die auf diese 
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übersieht 1: Raumwirtschafiliche Analyse der westdeutschen Landkreise (ungewogene Mittelwerte) 
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Weise aus,gewiesenen Gebiete (Splittergebiete mi t weniger 
als 100 000 Einwohnern oder 500 qkm Fläche wurden, so­
weit sie nicht im Zonenrandgebiet liegen oder ,daran 
grenzen, nicht berücksichtigt) umfassen 28,5 0/o der Bundes­
republik; die durchschruittliche Bevölkerungsdichte beträgt 
nur 87 E/qkm (Bundes,durchschnitt der Landkreise = 
139 E/qkm). 

Nachdem das Bundesraumordnungsgesetz vom 8. 4. 1965 
den Begriff der „zurückgebliebenen Gebiete", d. h. solcher 
„in denen die Lebensbedingungen in ihrer Gesamtheit im 
Verhältnis zum Bundesdurchschnitt wesentlich zurückgeblie­
ben sind oder in solchen ein Zurückbleiben zu befürchten 
ist" eingeführt hat, wiPd zwischen Bund •wnld Ländern über 
die Methode der Bestimmung dieser Raumkategorien neu 
zu beraten sein. Der letzte Bundesraumordnungsbericht 
1966 g,i bt als normative AnhaltJSpunkte für die Kennzeich­
nung folgende statistische Daten an: 

Bevölke run gsdjchte 
unter 95 E/qkm (BW1desdurchschnitt 1964: 235) 

Industriebesatz 
unter 78 Besch./1000 E (Bundesdurch~chnüt 1965: 150) 

Realste uerk raft 
unter 93 DM/E (B undesdu rchschnitt 1964: 173) 

Bruttoinlandsprodukt je Kopf 
der Wirtschaftsbevölkerung 

unter 4180 DM (Bund~sdurchschnitt 1961: 5840) 

Kr,eise, bei denen mindestens 3 Merkmale unter diesem 
ang,egebenen · Wert li,egen, können dem Raumordnungsbe­
richt zufo[.g,e al-s zurückgebliebene Gebiete in Betracht kom­
men. Die nach obigen Schwellenwerten ermittelten zurück­
gebliebenen Gebiete setzen einen größeren Rahmen, als er 
für die Förder.gebiete hisher abgesteckt ist: 

Fläche Bevölkerung Bevölkerungs-
in 0/o in 0/o dichte 

Fördergebiete 1963 28 ,5 

Zurückgebli ebene Gebiete 34,0 

11 ,2 

12,0 

E/qkm 

87 

84 

3,3 1550 24 219 80 62 40 
5,0 1220 39 21 7 69 62 47 
8,0 950 46 182 53 59 43 

15,0 930 45 170 42 56 35 

Es bleibt der künftigen poldtischen Entscheidung über­
lassen, ob in gleicher Weise urud nach etwa ,den gleichen 
Krit•e11ien wie bisher eine Abgrenzung von FöPdergehieten 
erfolgen soll. Wie wir ,im drdtten Abschnitt noch sehen wer­
den, spricht manches dafür, die Methode der Gebietsab­
grenzung, die ausschließl,ich auf -der Homog,enität bestimm­
ter Merkmale heruht, zu überprüfen. Gerade für operatio­
neUe Zwecke :sollten im stärker,en Maße Gesichtspunkte 
fonktionaler Art und e!'1gänzender bzw. au5gl,eichender Na­
tur bei ,der Ausweisung von Ra•U1ITieinheiten bestimmend 
sem. 

II. Z ur Bestimmung und Abgrenzung von 
Verdichtungsgebieten 

Die raumanalytische Beschäfogung mit ,den FöPdergebie­
ten und wirtschafbs- und funk~ionsschwachen Zon!fn mußte 
zwangsläufig auch zur vergleichenden Betrachtung des west­
deutschen Gesamtraums führen und die Bereit·stellung und 
Aufbereitung regionalstanisnischer Daten fördern. So ent­
stand, anknüpfend an eirnige Ansätze aus der Vorkriegs­
zeit, die Kreismappe •des Instituts für Raumforsch,urug. Auch 
seitens der amtlichen Stati,scik wurde dem systematischen 
Ausbau von Kreisveröffentlichungen <Ullld der Gemeinde­
statistik mehr Aufmerksamkeit geschenkt , [21). Angaben 
über Bevölkerun,gsd:ichte und Bevölkerun,gsbewegung, über 
Wanderungsbilanzen, Entwicklung des Industriebesatzes, 
BIP je WIB und Realsteuerkraft je E gehören heute in 
kreisweiser Darstellung zum Grundbestand der Raumord­
nungsberichte der Bundesregiel'ung. 

In ,den bekannten ökonomischen StruktJUrzonen Isenbergs 
[22), der nach räuml,ich unterschiedlichem Industr,iebesatz 
Agrar-, Misch- u11Jd Industriezonen untersch~ed, ist eine 
raumstrukturelle Typisierung der Landkreise mit wirt.:­
schaftspolicischer Bewertung erfolgt. In eini,gen Ländern ist 
auch ,im Hiinblick auf raiumor,dnungspolitische Maßnahmen 
eine entsprechende Gliederung voi,genommen worden , wiie 
z. B. in Nor.drhein-Westfalen, wo Ü!'ldnungsdiume, Siche­
rungs- und Gestaltungsräume sowie Förderungsgebiete un-
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terschieden wurden [23]. fos besondere BLickfeLd s.ind aber 
die großen Zuwanderungs- und Vez,dichtung:sräume ge­
rückt. Im Zusammenhang mit dem Thema Bevölkerungs­
ausgleich und BalLung-DezentraLisation sind s,ie seit 1945 
im wachsenden Maße GegenstJanid wiissenschafHicher Bemü­
hungen der Raumforschung ,gewo11den. Währerud in dem 
k1a.s.sischen Werk von A. Lösch [24] ,das Wort Ballung noch 
fehlt, verdanken w.ir K. C. Thalheim [25] ibereits aus dem 
Jahre 1940 eine umfassende Darsndlurug des Ballungspro­
zesses. 

Heute bilden diese Ballungsgebiete im Raumo11dnurng5-
bericht neben dem Zonenrandgebiet und den ländlichen und 
zurückgebLiebenen Gebieten eine besonidere Ra.umordnungs­
katego11ie. Da dem Wort "Ballung" ,leicht gewisse negative 
Akzente zugeschrieben werden können, ist d,afür im Raium­
Olidnungsgesetz und im Rwmordnunigsbe11icht der wertneu­
tralere Begr.iff „ Vel1dichtung" eingeführt. 
• Es gibt aber noch keine für W.issenschaft, Praxis und 

Verwaltung a.Jl.g,emein -gültige Defin,i tion un1d Abgrenzungs­
metJhode, wenruglei.ch sowohl von de-r Raumfor5chung wie 
der Praxiis dazu mehrfach Stellung g-enommen iist urud me­
thodische Wege aufg,ezeigt woliden sind. Dittrich [26] be­
dient sich noch 1957 des Begriffs „Ballung" und w,ill dar­
untJer eine „interusive Konzentration von Mem,chen, Ar­
beitsstättJen, zentrailen Ddensren und Lei·stungen auf einem 
relativ ,eng begrenzren Raum" verstanden wissen. über die 
Größeno11dnunigen und Abgrenzungen konnte aber bisher 
noch kein allgemein gülniger Consensus he_rgestellt werden. 

Von den Ahgren~rugsmenhoden s-ei hier nur die Methode 
lsenbergs [27] genannt. Ebenso soll di,e kartographische 
Methode W einheimers [ 2 8], die von der Siedlung,s-dicht.e 
u_nd einem Normalbewegungsraum der Menschen von 10 km 
Durchmesser ausgeht, erwähnt werden. lsenberg sieht als. 
untere Grenze 500 000 Mensch-en auf einer geschloosenen 
Fläche von 500 qkm an. lpsen [29] dagegen setzt cLie Bal­
lung mit ~rudustr.ieller Aigglomemtion gleich und läßt sie 
schon hei 300 000 E begjnnen, wobei 300 E/qkm als ange­
messene untJere Begrenzung der Ballung dienen. Auch die 
Bevölkerungs:zminahme erscheint für I psen ein wichtiger zu 
berücksdchcigender dynamischer Faktor. lsenberg rechnet 
cLiese Größ·enordnung von etwa 300 000 E zu den mittleren 
Anhäufungen. lsbary [30] will unter Ver:dichtungszonen 
;,Räume urbanen und suburbanen Wachstums" verotehen, zu 
denen a-uch ,,,all,e Kreise und Kreisteile mit einer Bevölke­
rung über 200 E/qkm gerechnet werden sollen". 

Da die Verdichtungsräume sich meist nach inneren Lagen, 
den Kernstä.dten, und nach Randlagen ganz im Sinne der 
Boustedtschen Stadtregion [31] gLiedern, kann diese Ab­
grenzungsmethode auch für Verdichtungsgebiete allgemein 
herangezogen werden, obW'Ohl sie weniger zu .diesem Zweck 
als aus sozialökonomischer Konzeption und als Gliede­
rungsschema geschaffen wurde. Es bi1den daher auch nicht 
Siedlungs- und Bevölkerungsdichte, sondern ,d1e funktionalen 
Bezdehungen zwischen StJa,dt und Umland, wie sie durch das 
Pendlerwesen und die Sozialstruktur sichtbar we11den, die 
aiusschlaggebenden Kriterien. Infolgedessen pflegen s.ich die 
Umlandzonen auch nicht mit denen nach lsenberg oder 
Weinheimer erzielten Grenzen zu decken. 

Eine ' gründliche kritische Untersuchung über die Mög­
lichkeiten der Abgrenzung von Verdichtungsräumen wurde 
kürz,1ich von G. Müller [32] vorgelegt. Indem er Wesen und 
Leistung der bisherigen Methoden aufzeigt, wird über das 
Ergebnis eines von Boustedt, Müller und Schwarz dem 
Wohnungsbauminister erstatteten, inzwischen auch veröf­
fentlichten Gutachtens zum Problem der Abgrenzung über­
lastungsverdächtiger Verdichtungsräume berichtet2 • 

Als Grundlage der Ahgren:ziung' di,enten die Staidtregionen, 
von deren Kemgebieten ausgeherud alle Urnlandgemeinden 
einbewgen wurden, die eine über dem Bundesdurchschnitt 
l.iegende Bevölkerungsdichve von 220 E/qkm aufweisen. Als 
weiteres Kriter,ium wurde d,ie Arbeitsph1t2;dichte (A/qkm), 
d. h. di,e Zahl der nichvliarudwirtschaftl1chen AK/qkm ver­
wendet. Die Person, die in -der Gemeinde nur wohnt (Aus­
pendler), und jede Person, .die in der Gemeinde nur arbeitet 
(E1npendJer), zäl;lt -dahei einfach. Eine Person jedoch, die in 
der Gemeinde wohnt und arbeitet, zählt doppelt. Der .dann 
durch einfache .Aiddioion von Einwohner- und Arbeitsplatz­
dichte . ermittelte kombinierte Dichtewert (E + A je qkm) 
dient nun als cin für aJle Gemein,den anwendbarer Ver­
gl-eichsmaßstab. Ergänzend w.ird noch mit Hilfe der in einem 
bestimmten Z-eitra.um fesogestelken Zuwachsrate der Ein­
wohner das Tempo des Verdichrungsvorgangs vermerkt, so 
daß man auch darws für jede Gemeinde auf den zu erwar­
tenden Belasoungsgra•d rückschließen kann. Am Beispiel des 
Vel.'dichoungsraums Rhein-Ruhr e11gab sich als untere 
Schwelle ein Wert von 330 E + A je qkm. Bci einer kom­
bin.ienen Dichre von über 1250 in anei.n:ander angrenzenden 
Gemeinden scheint ,daigegen ,die Wahrscheinlichkeit einer 
überla:smmg ,durchws gegeben. 

Es wird durch weitere Untersuchungen in unseren Staidt­
regionen die Anwendbarkeit ,dieser Methode zu prüfen und 
festzustellen sein, ob diese fürs Rhein-R,uhr-Gehiet ennittel­
ten Schwellenwerte allgemein gelten können. Wir besäßen 
dann eine Methode, die über -die jetzigen 10 großen Ver­
dichtJungsräume hinaJUS (siehe Raumo11dnungsbe11icht 1966) 
a,uch bei den übrigen großstädtischen StJa,dtregionen viel­
leicht eine Aussage über ,den Grad ürber,lastungsvef\dächtiger 
Verdichtung gestatten würde . . 

III. Die funktionale Zusammenfassung in 
Stadt-Land-Einheiten 

Die Beschäftigung der Raumforsd1Ung mit den zurück­
g,ebliebenen Gebieten und den Ve11dichtungsrä·umen mit 
ihren Umlandzonen hat den Blick für Wesen und Bedeu­
tun,g strukturell ausgewogener Strukturen geschärft. Sie hat 
zur Konzeption eines Regionalgefüges geführt, das als 
Ordnungselement der Kulturlandschaft und Voraussetzung 
voller Leistungsfähigkeit der ländlichen Siedlungsstruktur 
eines gestuften Systems großer, mittlerer und kleiner Städte 

2 Zum Problem der Abgrenzung von Verdichtungsräumen unter 
Berücksichtigung der Möglichkeiten zur Messung von Verdich­
tungsschäden. Gutachten von Olaf Boustedt, zusammen mit 
Georg Müller und Karl Schwarz. - Bad Godesberg 1968. 
Mitt.eilungen aus dem Institut für Raumordnung, H. 61. 
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übersieht 2: Zur Entwicklung des räumlichen Ungleichgewichts 

Entwicklung in den Landkreisen 
Entwicklung der Abstände' 

Kreisfreie Städte - Landkreise Landkreise - Bundesausbaugebiete 

Länder Bruttoinlandsarodukt Bruttoinlandsarodukt Bruttoinlandsarodukt 
je Kopf er Industrie~ Realsteuer- je Kopf er Industrie- Real stPucr~ je Kopf er Industrie- Realsteuer-

. Wirtschaftsbevölkerung bes atz kraft Wirtschaflsbevölkerung bcsatz kraft Wi rtschaflsbevölkerung besatz kraft 
in DM' je 1000 E je E in DM je 1000 E je E in DM je 1000 E je E 

1957 1961 1964 1962 1966 1961 1965 1957 1961 1964 1962 1966 1961 1965 1957 1961 1964 1962 1966 1961 1965 

SH 3330 4850 6060 43 43 86 103 700 520 700 91 84 15 15 520 740 840 15 15 1 
NS 3180 4750 5770 76 76 89 111 1460 1340 2070 112 116 41 28 330 880 600 41 28 14 15 
NW 4350 5750 6880 140 139 128 158 1030 900 1200 63 49 75 i'. 1 1510 1970 2100 75 71 55 58 
H 3290 5010 6360 106 106 94 128 2046 2060 2460 100 96 34 32 540 660 870 34 32 19 23 
RP 2960 4210 5140 68 71 76 103 1640 1640 2520 116 114 25 23 640 820 1000 25 23 18 18 
BW 3920 5440 6710 154 153 124 156 1200 1910 2390 74 70 
B 2860 4210 5350 88 91 81 103 1930 2220 2590 105 102 28 24 570 800 1000 28 24 23 24 
s 4710 5700 135 134 81 97 1840 1330 89 69 100 78 1740 1240 100 78 41 34 

Durch- 34201 
schnitt 

48501 60001 101 102 95 120 1430 1550 1910 94 87 45 39 670 1090 1100 45 39 24 25 

1 Werte sind ungewogenc arithmetische Mittel. Sie stellen daher nur Annäherungswerte dar. 
' Wohnbevölkerung± doppelter Pendlersaldo; gewogene Werte. 

Quellen: 

Kreiszahlen zur Raumordnung, Teil 2 und Teil 3. - Bad Godesberg 1965 und 1967. = Institut für Raumforschung. Informationen . Sonderheft. 
Das Bruttoinlandsprodukt der kreisfreien Städt~ und Landkreise in der Bundesrepubl ik Deutsch land 1957 - 1961 - 1964. Gemeinschaflsveröffentlichung der 
Statistischen Landesämter. - Wiesbaden 1966. = Sozialproduktsberechnungen der Länder, H. 2. 

bedarf und das so durch ein Netz von Städten mit deren 
Arbeits- rund Wohnstätten, zentralen Einrichtrungen usw. 
d-ete11miniert wir,d. Wir suchen daher über den Raihmen der 
Stadtreg,ionen htinaus die weiträumigen Verfl.echtungshe­
ziehun,gen zwischen StJadt und Land zu fassen, die Kerne 
der neuen Verfl.echtungseinheiten in ihren Funktionen rich­
nig 7Ju erkel1iilen und damit der bipolaren Entwicklun,g 
(Balhmgs,gebiet - ländliches Rückstandsgebiet) in der Pla­
nungsregion ein neues übe11greifendes und ausgleichendes 
Gestaltungs- und Ordnungsprinzip emgegenzusetzen. 

Es geht also nicht mehr allein darum, die Verdichtungs­
räume mit ihrem näheren Uml,and (Stadtregion) oder die 
zu!"ückgebliehenen Gebiete ab. für sich -bestehende Gebiets­
teile zu dia,g.nosbizieren, sondern beide Raumkategorien auch 
auf ihr bereits bestehendes oder mögliches Ineinandergreifen 
zu prüfen. Lutz [33] hat ,diesen GedaIYkea plammgs.orien­
tierter Zusammenfassung foJ.gen,dermaßen treffen,d formu­
liert: ,,Die bestehenden oder sich entwickelnden Städte so 
zu st11ukturieren, daß möglichst viele der in ihnen oder in 
ihrer Nähe lebenden Meruchen mit möglichst g-eringen Zu­
gangskosten an vielen der in ihnen lokalisierten Austausch­
systemen intensiv tei.Jnehmen können." 

Diese Fo11derung nach BiJ.dung funktionsstarker, vielseit'ig 
strukturierter Plan'll11gsräume erscheint gerade für die raum­
ordnungspoJ.itische Behandlung in Zukunft unabwendbar. 
Wi11d ,dann aber ,die bisher -bei den Fö11der,gebieten verwen­
dete Methode der Gebietsabgrenzung allein auf;grund weit­
gehender Gleichheit der Merkmale (homogene Raumein­
heiten) noch richnig sein? Sollten nicht vtielmehr ,die 
Landkreise und städtischen Zentren so zu „Regionen" zu­
sammengefaßt werden, daß „jede wenigstens mit einem 
namhaften leistungsfähigen Mittelzentrum oder gar Ober­
zentrum ausgestattet ist" [ 34]? In diesem Sinne wollen auch 
der Deutsche Gemeindetag und · der Deutsche Landkreistag 

die Region verstanden wissen, näml,ich als eine Raumor<l­
nungsei•nheit, die „Geb.iete unte11Schiedlicher Wirtschafts- und 
Sozialstr,uktur so zusammenführt, d-aß in ihr die in der 
heucigen Gesellschaft bestehenden oder neu entstehenden 
-Lebensbeziehungen in der Planung zusammengefaßt und 
mit Hilfe der Verwialoung ausgeglichen werden können ... 
Die Regionen sollen das Bundesgebiet lü<Xenilos erfassen 
[35] ". 

Mit Recht wer<len von den beiden Gremien die Stadt­
regionen nicht als geeignetJe R,aumo11dnungseinheiten ange­
sehen. Denn sie reichen weder aus, die wichnigsten Funktio­
nen menschlichen Da·seins (Arbeiten, Wohnen, Verkehr, Ge­
meinschaft, Bildung, Erholung) sinnvoll zusammenzuführen 
und zu ergänzen, noch vermögen sie mit den wirtschafts­
schwächeren Räumen mangels Verbundes über ein Netz 
entsprechend leismmgsfähi•ger Städte den notwendigen Aus­
gleich zu schaffen. In dem Sonderprogramm der Bundes­
regierung zur „För,derung zentraler Orte in ländlich schwach 
strukturierten Gebieten" ist zwar der Gedanke der Stär­
kung zentraler Orte angesprochen; es ist aber doch mehr 
oder weniger ein Sonderprogramm geblieben ohne die Ein­
füguntg in die großräumigere Konzeption einer- Planungs­
reg11on. 

Wenn wir die bisherige Entwicklung in den Bundesaus­
baugebieten, den Landkreisen und den kreisfreien Städten 
vergleichen, ist wohl festzustellen, daß die existentiellen 
Grundlagen m den Landkreisen und Aufbaugebieten sich 
verbessert haben und daß sie auch in eine höhere Steuerkraft 
hineingewachsen sind. Es sind aber - ohne hier etwa einer 
NiveUierung das Wort reden zu wollen - die Leistungsab­
stände gemessen am Bruttoinlandsprodukt je Kopf der 
Wirtschaftsbevölkeru-ng weder zwischen den Landkreisen 
und kreisfreien Stätdten noch zwischen Landkreisen und 
Ausbaugebieten geringer gewo11den. Das gilt besonders für 
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den Zeitraum 1961-1964. Lediglich beim Strukturmerkmal 
Industriebesatz (Industr.iebeschäftigte je 1000 E) ist eine 
schwache Verningerung der Abstände erkennbar (vgJ. über­
sieht 2). 

Es spricht also vieles dafür, solche PJ,anungs- urud Raum­
or,dnungseinheiten auszuweisen, ,in denen - wie es z. B. im 
Landesplanung~esetz für Niedersachsen heißt (§ 4) -
,,räumliche und w~rtschaftliche Zusammenhänge eine be­
sondere Planung ohne Rücksicht auf die Bezirks- und Ge­
bietsgrenzen erfordern." 

Für einige Länder wie Hessen [36], Nordrhein-West­
falen [37] und Schleswig-Holstein [38] lriegen entsprechende 
Vorschläge in bezug auf die Ausweisung von Regionen für 
operationelle Zwecke vor. Für Niedersachsen [39] sind 
seitens 1der Deutschen Akademie für Städtebau und Landes­
planung zusammen m.it der Akademie für Raumforschung 
und Landesplanung ·erste Empfehlungen für eine regional 
gegliederte räumliche Entwicklung gemacht worden. Auch 
Isenberg [34] hat für den nordwestdeutschen Raum eine 
R•egionseinteilung versucht. KürzEch hat erstmals in der 
Burndesrepublik ein Bundeslarud, nämJich Rheinland-Pfalz, 
Reg,ionen als Pla•nungsräume aufgrund des 1966 in Kraft 
getretenen Landespl,anungsgesetzes gebiLdet [ 40]. In diesem 
Regionengesetz heißt es : ,,Eine Region erstreckt sich auf das 
Gebiet eines großflächigen, weitgehend miteinander ver­
flochtenen Lebens- und Wirtschaftsraumes. fane Region kann 
sich auf Teile einertbenachbarten Reg.ion erstrecken"(§ 14). 

Der Umfang einer solchen Planungsregion wird weit­
gehend von der Funktionskraft seines zentralen Ortes ersren 
Rang,es (Regionszentrum) a,bhängig sein un,d von der Be­
völkerungs.dichte und der Rcichweite infrastr.ukrureller 
Ausrüstung und Verflechtung bestimmt. In schwach ent­
wickelten und relativ dünn bevölkerten Räumen, in denen 
meist auch das Regionszientrum in seiner Funktionskraft 
noch einer Stärkung bedarf, kann eine Pki.nun,gsregion klei­
ner sein als dort, wo von einer großstädtischen Mitte und 
Ve11dichtung aus ,die größte Ausstrahlungskmft urud der wei­
tere Einflußbereich erwartet werden kann. Die oben er­
wähnten Planungsrä.ume liegen in ihrer durchschnittlichen 
Flächengröße etwa zwischen 1500 und 4000 qkm und wei­
sen eine Bevölkerung von ca. 400 000 bis zu einer MiHion 
auf. 

Aus einer solchen Bildung von Planungsregionen als einem 
räumlichen Rahmen möglichst funktioneller Vollständigkeit 
läßt sich auch die Stufenfolge der Siedlungen besser erkennen 
und vom Ganzen her gezielt gesnalten. Es geht dabei - von 
unten nach oben gesehen - um ~e Gliederung in Kernsi,ed­
lungen mit entsprechenden Versorgungsnahbereichen und 
den mit den Stufen der Zentraföät zunehmenden Versor­
gungsfernber-eichen. Erst wenn eine regionale Konzeption 
vorhan1d~n .ist, werden sich auch die Funktionen der zentra­
len Orte in den verschiedenen Stufen beurteilen lassen, und 
erst dann sollte eine Festlegung entsprechender Schwerpunkt­
orte übergeordneter und nachgeordneter Städte und Mittel­
punbgemeinden erfolgen. 

Mit dieser B-ildung funktion al möglichst vollstärudiger 
Planungsräume werden die bisher entwickelten Merkmale, 
wie sie z. B. für die Ausweisung unserer Bundesausbauge-

biete und der bekannten Strukourzonen Isenbergs dienten, 
keineswegs •an Bedeutung ve11li,eren. Denn mit ihrer Hilfe 
ist ,d,ie Disparität der Teilräume erstmals s-ichtbar geworden. 
Die Methode hat auch ,dazu rbei,getragen, manche Erschei­
nungen der • Funktionsschwäche unserer Problemgebiete 
beseitigen zu helfen, um si,e ,damit als Partner größerer funk­
tionaler Raumbil,dung überhaupt geeignet w machen. 

Ich bin mir wohl bewußt, welch eine Fülle bisher noch 
umstr1ttener Fragen mit dieser BikLung von Planungsregio­
nen a!Ufgeworfen wir,d. Es sei nur daran erinnert, daß selten 
die wesennlich flexibleren Planungsregionen mit den Ver­
waltungsbezirken übereinstimmen wer.den und sich schon 
daraus manche überschnei1dungen zw1schen Planungs- und 
Verwaltungsfunktion und wohlmöglich Bedenken gegen die 
Einrichtung einer neuen Instanz ergeben können. Überle­
gungen zur Gebiets- und Verwaltungsr,eform sollten aber 
nicht ohne Berüpcsichtigung der planerischen Erkenntnisse 
'bereits vorhandener oder zu bildernder Regionen angestellt 
werden. Sicherlich hat ,die bei der Reg-ionalplanung notwen­
dige vertikale Koordinanion, d. h. ,das Zusammenwirken 
von staatlichen und kommunaJ.en Autoritäten, noch nicht 
überall die angemessene Form gefunden. Manches spricht 
dafür, die Regionailplanung nicht nur als delegierte Landes­
planung anzusehen, sondern auch den M.itwirkungs- und 
Beteiligungsformen der kommunailen Selbstverwaltungskör­
perschaften dabei einen größeren Raum zu gewähren. 

Für ,die Raumforschung wird sich das Aufgabengebiet 
erheblich erweitern. Sie wird sich weiter um Verfahren zu 

. bemühen haben, um die regionalen Verflechtungsbeziehun­
gen sowohl nach dem Verkehrs- wie nach dem Versorgungs­
prinzip zu erfassen und je nach so~al- und wirtschaftspoli­
tischen Zielsetzungen ,die richtigen Einflußbereiche und 
Beviehungsräume in ihren Größenordnungen abzumessen. 
Auch die Ermittlung des Infrastruhurbedarfs der Reg,ion 
und damit zusammenhängerud die finanzw-irtschaftlichen 
Aspekte der Raumordnung lassen noch manche Fragen offen. 
Die Raumforschung wi11d sich aber auch weiter mit ,den von 
Christaller und Lösch entworfenen Systemen räumlicher 
Or,dnung befass,en müssen, wie ,das z.B. von v. Böventer [ 41] 
und kürz.lieh von Jochimsen und Treuner [ 42] bereits ver­
sucht worden ~s t. Aufgrund solcher aus theore~ischen Land­
schaften abgeleiteten Strukturen lassen sich auch Modelle 
regionaler Gesamtrechnung erarbeiten, um laufend die intra­
und interregionalen Kreisläufe in den zentralörtlich gestuf­
ten Bereichen und Austauschsystemen zu erkennen und auf 
diese Weise Einblick in die zeitliche Entwicklung der Pro­
duktion und der Produktivität sowie der Einkommen und 
,des Abhängigkeitsgrades bei Struknurveränderun,gen zu 
gewmnen. 
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HERBERT MORGEN 

Soziale und soziologische Strukturwandlungen im ländlichen Raum 
und ihre Beziehungen zur Raumordnung 

I. Hinführung 

Die so schillernden Begriffe sozial, soziologisch und länd­
lich sollen in diesem Beitrag nicht gedeutet und kritisch be­
tr,achret wel'den. Aus seinem Inhalt dürfte hinreichend die 
Sinngebung dieser Begriffe - wie der Verfasser sie verstan­
den hahen möchtie - hervorgehen. 

Im Zentrum werden hier ,die sozialen und soziologischen 
Struhurwandlungen im Jändlichen R,aum seit 30 bis 40 
Jahren, wie sie in .dieser Zeitschrift ihren Niederschlag ge­
funden haben, anstehen, also einer Zeit, die um 1930 an­
setzt. Man darf jedoch bei diesem zeitlichen Ansatz nicht 
übersehen, ,daß mit Ausgang des Ersren Weltkrieges, der erst 
mit der Währungsstabil-isierung 1923/24 sein Ende in Hin­
blick auf den sozialen Umschichtungsprozeß unseres Vol­
kes fand, eine neue Epoche im geschichtlichen Ablauf 
der sozialen und soziologischen Strukturwandlungen be­
ginnt. Diese neue Epoche ist für den ländlichen Bereich 
formal durch -das Reichssiedlungsgesetz vom 11. 8. 1919 
eingeleitet wol'lden. Mit ihm hat gewissermaßen -die 10. Pe­
riode in der Entwicklung der ländlichen Siedlurugsstruktur 
im deutschen Raum begonnen. Seit dieser Zeit können w-ir 
eine forcierte „Flucht -aus der Landwirtschaft" und eine zu­
nehmende Verzahn1Ung von Sta,dt und Land beobachten. 
Der im Jahre 1926 vom Reichstag eingesetzte Enquete­
Ausschuß hat sich eingehend auch mit soziale·n Fragen der 

'Landwirtschaft lbefaßt und hat damit wichtige Hinweise 
zum sozialen Strukturwandel für ,die in der Landwirtschaft 
lebenden und tätigen Menschen gegeben. 

Es ist immer wieder überraschend, zu erkennen, daß Fra­
gen der ländlichen Ordnung erst relativ spät zu einer syste­
matischen Bearbeitung gekommen ~incl. Die Vorläufer und 
ersten Einrichtungen der heutigen Raumordnung, z. B. die 
,,Günflächenkommission" für den Regierun,gsbezirk Düssel­
dorf (1910), der „Siedlungsverband Ruhrkohlenhezirk" 
(1920), die mehr als 20 Planungsverbände, die his 1930 zu 
verzeichnen sind, ha,ben ,direkt oder indirekt nur auf die 
städtischen Lebensbereiche Bezug genommen. Erst nach 1930 
ist der ländliche Raum in stärkerem Maße in den Kreis 

raumordnerischer und raurnforschender Betrachtung einbe­
zogen worden, . wobei zunächst noch ein stärker .betontes 
Nebeneinander von „Stadt" und „Land" zu erfoennen ist. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg tritt betont die Integration 
von Stadt und Land in den Vordergrund, die sich aus dem 
zunehmenden Stadt-Land-Kontinuum zwangsläufig ergibt. 
Auch die stärkere Hinwendung zu -den sozialen Bereichen 
und die Entwicklung der Soziologie haben' dazu geführt, 
daß politische und ökonomische Strukt!Urwandlungen nicht 
mehr allein gesehen werden können, sondern d-aß sie mit 
den sozialen (den al.J,gemeinen gesellschaftlichen) Erschei­
nungen und mit den soziologischen (den zwischenmensch­
lichen) Beziehungen und Verhaltensweisen interdependent 
sind. Im Mittelpunkt der Probleme, ,die es in Sicht auf 
raumordnerische Gestalt!Ung zu meistern galt, haben früher 
primär Frngen der Bodenordnung, der Siedlungsstruktur 
und der Landar.beiterverhältnisse gestanden. Mit dem Be­
ginn der großen Wirtsch·aftskrise von 1929, die verbunden 
gewesen ist mit rasant ansteigender Arbeitslosigkeit, setzte 
eine Bewegung ,der Reagrarisierung ein, die dann vorüber­
gehend in ideologische Bahnen gelenkt wor,den ist. 

Mit dem Ende des Zweiten Weltkrieges begann eine neue 
Phase - eine zweite Phase - des Strukturwandels im länd­
lichen Raum, d.ie aber in ursächlichem Zusammenhang mit 
der ersten Phase d,ieses seit 1919 beginnenden globalen 
Struktiurwandels gesehen werden muß. Vor ,allem ist hierbei 
an die ständi·g zunehmende Bevölkerungsdichte, -die erhöhte 
Mobilität ,der Bevölkerung, den Rückgang der landwirt­
schaftlichen Bevölkerung und die Zunahme der Ballungs­
gebiete und Sta•dtregionen zu denken. Es muß auch berück­
sichoiigt werden, daß in der Zwischenzeit gerade auf dem 
Gebiet der Sozialwissenschaften neue Erkenntnisse und 
Methoden aus den USA zu uns gekommen sind, die in 
starkem Maße unsere Arbeiten im Bereich der ländlichen 
Raumforschung beeinflußt haben, und daß eine junge Ge­
neration von Wissenschaftlern heran-gewachsen ist, die durch 
neue Problemstellungen und neue Denkprozesse zu neuen 
und gewandelten wissenschaftlichen Ansätzen und Ergeb­
nissen kommt. 




